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Die aktuell starke Verwissenschaftlichung politi-
scher Debatten, gerade im Kontext von Pandemie 
und Klimawandel, weist eine nicht unproblema-
tische Seite für den demokratischen Diskurs auf. 
Nicht wenige Menschen fühlen sich von stark aka-
demisierten, verwissenschaftlichen und dadurch 
dominanten Meinungen in politischen Debatten 
nicht angesprochen oder identifizieren sich nicht 
mit ihnen und suchen daher inhaltliche Zuflucht 
bei konträren Meinungen, die ihre Ablehnung der 
,,Mainstream”-Wissenschaft stützen. Ein illustrati-
ves Beispiel ist ein Redebeitrag des AfD-Abgeord-
neten Omid Najafi im niedersächsischen Landtag 
vom 11.10.2023: Nachdem seiner Partei vonsei-
ten der SPD vorgeworfen wurde, die Realität des 
menschengemachten Klimawandel abzustreiten, 
hielt Najafi mit dem Verweis auf eine „echte wis-
senschaftliche Studie“1 dagegen, die durch „echte 
Wissenschaftler, nicht selbst ernannte wie bei den 
Grünen“2 angefertigt worden sei. Die Ergebnisse 
einer NASA-Studie würden zeigen, so Najafi, dass 
der Effekt der vermehrten CO2-Emittierung seit der 
Industrialisierung in einer globalen Tendenz zum 
vermehrten Pflanzenwachstum bestehe und nicht, 
wie die von Najafi so titulierten „Möchtegernfor-
scher“3 vom IPCC behaupten, im menschenge-
machten Klimawandel. Tatsächlich weist die NASA-
Pressemitteilung, auf die sich die AfD stützt, CO2 
aber als eindeutigen Hauptverursacher des Klima-
wandels aus.4 Bezeichnend ist das Bestehen Najafis 

darauf, den Standpunkt der „echten“ Wissenschaft 
zu vertreten. Dieser Anspruch kennzeichnet die 
klimaskeptische Rhetorik der AfD insgesamt – so 
auch in dem Antrag „Freiheit statt Ideologie – Auf-
kündigung aller internationalen Klimavereinbarun-
gen“, den die AfD-Fraktion am 19.09.2023 in den 
Deutschen Bundestag einbrachte.
Wie der Abgeordnete Najafi in seinem Redebeitrag, 
ist auch der Fraktionsantrag bestrebt, den wissen-
schaftlichen Konsens bezüglich des menschen-
gemachten Klimawandels nicht nur abzustreiten, 
sondern den skeptischen Argumenten auch einen 
wissenschaftlichen Klang zu verleihen: Insbesonde-
re stützen sich die Antragsteller auf die Thesen des 
deutschen Chemikers und Klimaskeptikers Prof. 
Dr. Fritz Vahrenholt, dessen methodische Kritik am 
sechsten Sachstandsbericht des IPCC breiten Raum 
einnimmt.5 Durch diese Mobilisierung von Gegen-
expertise wird deutlich, dass sich die AfD in dem 
Abstreiten gesicherter Befunde nicht einer offen 
antiwissenschaftlichen Rhetorik bedient. Stattdes-
sen gibt sie vor, die These des menschengemach-
ten Klimawandels an den Standards der wissen-
schaftlichen Erkenntnisfindung selbst zu messen. 
Eine offen zur Schau gestellte Ablehnung der eta-
blierten Wissenschaft, welche die AfD so rhetorisch 
umgeht, wäre gesellschaftlich (noch) nicht mehr-
heitsfähig, da 56 % aller Deutschen im Jahr 2023 
angaben, „voll und ganz“ oder „eher“ in Wissen-
schaft und Forschung zu vertrauen.6
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Der AfD-Antrag entspricht dem, was Alexander 
Bogner als organisierten Klimaskeptizismus als Fol-
ge einer verwissenschaftlichen politischen Debatte 
bezeichnet. Bogner argumentiert, dass die klima-
politische Debatte der demokratischen Öffentlich-
keit im Kern durch eine große Übereinstimmung 
zusammengehalten werde. Diese bestehe in der 
allgemeinen Einigkeit, dass die katastrophalen Um-
weltfolgen, die sich erwartbar mit einer Erhöhung 
der globalen Durchschnittstemperatur von 3 Grad 
ergeben, durch politische Maßnahmen verhindert 
werden müssen.7 Politische Akteure, so Bogner, de-
ren Interessen gegensätzlich zu den Klimaschutz-
maßnahmen stehen, verfügen über keine realisti-
sche Möglichkeit, diesen Konsens aufzuweichen, 
etwa indem sie argumentieren würden, dass die 
Interessen der fossilen Industrie diese erwartba-
ren Folgen rechtfertigen. Daher entsteht für sie der 
Anreiz, den Diskurs bei Umgehung der normativen 
Fragen auf eine epistemische Ebene zu verschie-
ben und ihn als Wissenskonflikt weiterzuführen, 
etwa indem sie die theoretischen Grundlagen der 
Modelle, auf denen die Prognosen der Klimafor-
schung beruhen, kritisieren oder in Zweifel ziehen.8 

Aufgrund der weitgehenden Einigkeit innerhalb 
der Klimawissenschaften mobilisieren die Akteu-

re zu diesem Zweck Gegenexpertise. Diese kann 
aufgrund der (selbst)kritischen Grundhaltung der 
modernen Wissenschaft nie ohne tiefergehende 
Auseinandersetzung disqualifiziert werden, wes-
halb der epistemisierte Wissenskonflikt geeignet 
ist, einen demokratischen Diskurs langfristig ein-
zufrieren und notwendige Entscheidungen hinaus-
zuzögern.9 Der hohe Verwissenschaftlichungsgrad 
demokratischer Debatten führt außerdem dazu, 
dass die Hürden zur demokratischen Teilhabe stei-
gen, da Diskursteilnehmer ihre Positionen durch 
Verweis auf entsprechende Expertise rechtfertigen 
müssen, was einen entsprechenden Bildungsgrad 
voraussetzt.
Zu fordern ist angesichts dieser Problemlage zum 
einen die Repolitisierung der Klimadebatte.10 Die 
Politik ist, in Bogners Worten, vor der Wissen-
schaft zu retten11: Diskurse dürfen nicht allein als 
faktenzentrierte Wissenskonflikte geführt werden, 
sondern als Debatten, in denen die persönlichen 
Problemwahrnehmungen, subjektiven Gefühle und 
Werte sowie materiellen Interessen der Wähler ver-
deutlicht werden. Zum anderen bedarf es einer 
verbesserten Wissenschaftskommunikation, wel-
che der Instrumentalisierung wissenschaftlicher Ex-
pertise durch allgemeine Aufklärung zuvorkommt.  
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